
das Papier berät das Kurato-
rium der Stiftung am Mon-
tag dieser Woche. Ein Groß-
teil des immensen Fehlbe-
trags, knapp 20 Millionen
Euro, entfällt auf Berater,
vor allem für die Vorberei-
tung des Börsengangs. Mehr
als zehn verschiedene Fir-
men hat Bonse-Geuking
derzeit beschäftigt, darunter
zwei Headhunter, zwei In-
vestmentbanken, drei Stra-
tegieberater sowie drei An-
waltskanzleien, heißt es in
Regierungskreisen. Diese
Ausgaben verärgern die
Kuratoriumsmitglieder, weil
die Stiftung die Beraterkos-
ten noch vor sechs Monaten

mit nur 4,7 Millionen Euro veranschlagt
hat. Auch die Reisekosten haben sich
binnen eines halben Jahres von rund
100000 Euro auf 390000 Euro fast ver-
vierfacht. Bonse-Geuking weigert sich
zudem, die Bücher der Stiftung vom
Bundesrechnungshof kontrollieren zu
lassen, obwohl er laut eines Bescheids
des Bundeswirtschaftsministeriums
dazu verpflichtet ist. Ein Stiftungs-
sprecher sagte dazu, man befinde sich

„in guten Gesprächen“, was
die Zuständigkeit staatlicher
Prüfer angeht. Der Stiftungs-
chef Bonse-Geuking steht
auch in der Kritik, weil er
sich bislang weigerte, einem
detaillierten Schließungs-
plan für alle Zechen zuzu-
stimmen, obwohl die Eu-
ropäische Union nur unter
dieser Voraussetzung Sub-
ventionen für die Bergleute
genehmigen will.
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S T E U E R N

Steinbrück geizt

Auf rund 15 Milliarden
Euro beziffert Bundes-

finanzminister Peer Stein-
brück (SPD) die Steuerein-
nahmen, die dem Fiskus
inflationsbedingt zusätzlich
zufließen. Diese Summe ist
Folge der sogenannten kal-
ten Progression: Die Bürger
werden mehr belastet, weil
sie aufgrund des progressi-
ven Steuertarifs mehr Abga-
ben zahlen müssen, wenn
ihre Gehälter infolge der
Inflation steigen, ohne dass
sich aber ihre reale Ein-

kommenssituation verbessert. Der Staat
kassiert einen steigenden Anteil an den
Einkommen. Der Betrag, den Stein-
brück vergangene Woche vor Abgeord-

neten des Finanzausschusses
im Bundestag nannte, liegt
viel höher, als Kritiker der
kalten Progression bisher
annahmen. Wirtschaftsminis-
ter Michael Glos, der eine
Rückgabe an die Steuerzah-
ler fordert, geht von neun
Milliarden Euro aus. Eine
Rückzahlung kommt aus
Steinbrücks Sicht allerdings
nicht in Frage: Die Größen-
ordnung, auf die Bund und
Länder dann verzichten
müssten, sei aus seiner Sicht
„nicht darstellbar“. 

B E R G B A U

Kohlestiftung mit
mieser Bilanz

Bei der vor knapp einem Jahr
gegründeten Kohlestiftung gibt es

Streit um die Finanzen. Der Vorstands-
vorsitzende Wilhelm Bonse-Geuking
hat eine Bilanz aufgestellt, die allein für
2008 einen Verlust von rund
90 Millionen Euro prognosti-
ziert. Die RAG-Stiftung, die
den Ausstieg aus dem sub-
ventionierten Bergbau bis
2018 begleiten und darüber
hinaus für alle Folgeschäden
des Zechenbetriebes haften
soll, ist damit bilanziell über-
schuldet. Das Zahlenwerk ist
von den Wirtschaftsprüfern
der Stiftung bislang noch
nicht testiert worden. Über

RAG-Zeche (in Bottrop)
M

A
R
T
IN

 
M

E
IS

S
N

E
R

 
/
 
A
P

Wirtschaft

Steinbrück

M
IC

H
A
E
L
 
S

O
H

N
 
/
 
A
P

Bonse-Geuking

M
IC

H
A
E
L
 
S

A
L
Z
 
/
 
V
A
R

IO
 
IM

A
G

E
S


